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 I N F O R M A T I O N S R E C H T

Seit 1. September 2025 
gilt in Österreich das 
Informationsfreiheits-

gesetz (IFG). Rund ein Jahr 
nach seinem Inkrafttreten 
befass te sich das imh-Fach-
seminar* „Das Informati-
onsfreiheitsgesetz in der 
Praxis“ am 1. Oktober 2026 
mit Fragen der Umsetzung. 
Dabei wurden die Perspekti-
ven der öffentlichen Ver-
waltung sowie öffentlicher 
und privater Unternehmen 
berücksichtigt.  

Das Seminar verband 
rechtliche Grundlagen mit 
praktischen Anwendungs-
fragen. Zu den Themen 
gehörten der Anwendungs-
bereich des IFG, insbeson-
dere bei öffentlichen Unter-
nehmen, die Bearbeitung 
von Informationsbegehren, 
Fristen und Rechtsschutz.  

 
Weitere Schwerpunkte 

waren die Abwägung zwi-
schen Transparenz und dem 
Schutz von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen sowie 
Auswirkungen auf Beschaf-
fung, Vertragsgestaltung 
und Datenschutz. Bespro-
chen wurde auch, wie inter-
ne Zuständigkeiten, Schu-
lungen und Dokumentation 
die Einhaltung der gesetzli-
chen Vorgaben unterstützen 
können sowie der Aufbau 
funktionierender IFG-Com-
pliance-Strukturen. 

 
Informationspflicht und 

Informationszugang. In dem 
Seminar  wurde das IFG so-
wohl aus Sicht informati-
onspflichtiger Stellen be-
trachtet, als auch aus jener 
der Informationswerber. Ne-
ben den Anforderungen an 
Transparenz und interne 
Abläufe ging es darum, wie 
Unternehmen Informations-

zugänge nutzen können. In 
einem Programmpunkt wur-
den Anfragen zu Förderent-
scheidungen behandelt, zu 
Subventionen und öffentli-
chen Auftragsvergaben. Be-
sprochen wurden die Mög-
lichkeiten und rechtlichen 
Grenzen solcher Anfragen 
sowie Rechtsbehelfe bei ei-
ner vollständigen oder teil-
weisen Verweigerung des 
Informationszugangs. 

 
Umsetzung im Arbeitsall-

tag. Ein Schwerpunkt des 
Seminars waren die organi-
satorischen Voraussetzun-
gen für die Anwendung des 
IFG: klare Zuständigkeiten, 
geregelte Abläufe und eine 
nachvollziehbare Dokumen-
tation.  

Behandelt wurden auch 
der Umgang mit unter-
schiedlichen IT-Systemen, 
die Einteilung von Daten 
nach ihrer Schutzbedürftig-
keit und die Schulung der 
Beschäftigten. Als mögliche 
Fehlerquellen wurden unge-
klärte Verantwortlichkeiten 
und das verspätete Erkennen 
von Geheimhaltungsinteres-
sen angesprochen. Bei Ver-
tragsgestaltungen und Ver-

gabeverfahren sollte früh-
zeitig berücksichtigt wer-
den, dass Informationen 
später Gegenstand eines In-
formationsbegehrens sein 
können. Die Anforderungen 
des IFG sollten daher be-
reits in bestehende Arbeitsa-
bläufe einfließen und nicht 
erst beim Eingang einer An-
frage berücksichtigt werden. 

 
Informationsfreiheit und 

„Public Watchdogs“. Jour-
nalistinnen und Journalisten 
sowie Nichtregierungsorga-
nisationen können als „Pu-
blic“ oder „Social Watch-
dogs“ eine Kontrollfunktion 
wahrnehmen. Sie recher-
chieren zu Angelegenheiten 
von öffentlichem Interesse 
und bereiten Informationen 
für eine Berichterstattung 
und öffentliche Debatten 
auf.  

Informationsbegehren 
können Ausgangspunkt me-
dialer Berichterstattung und 
öffentlicher Diskussionen 
sein. Für Behörden und in-
formationspflichtige Unter-
nehmen kann eine Abstim-
mung zwischen Fachberei-
chen, Rechtsdiensten, Da-
tenschutz und Öffentlich-

keitsarbeit sinnvoll sein. 
Auch ein korrekt bearbeite-
tes Begehren kann Fragen 
aufwerfen, die öffentlich er-
läutert werden müssen. Die 
erwartete mediale Wirkung 
einer Anfrage darf die Prü-
fung nach den gesetzlichen 
Vorgaben nicht ersetzen. 

 
Rechtsprechung als Ori-

entierung. Neben den ge-
setzlichen Grundlagen be-
handelte das Seminar aktu-
elle Gerichtsentscheidungen 
zum Informationszugang, 
zur Interessenabwägung und 
zu Geheimhaltungsgründen. 
Die Rechtsprechung hilft, 
offene Auslegungsfragen zu 
klären und die gesetzlichen 
Vorgaben im Einzelfall an-
zuwenden. Die rechtlichen 
Einordnungen wurden mit 
Empfehlungen für die prak-
tische Umsetzung verbun-
den.  

Das Seminar brachte die 
Perspektiven informations-
pflichtiger Stellen mit jenen 
von Unternehmen, Medien 
und anderen Informations-
werbern zusammen. Für die 
öffentliche Verwaltung 
standen Fragen zu Verfah-
ren, Zuständigkeiten, Daten-
schutz, Geheimhaltungsin-
teressen und Kommunikati-
on im Vordergrund. Die 
Themen Beschaffung, Ver-
tragsgestaltung und interne 
Organisation verdeutlichten 
die Bedeutung des IFGs für 
Unternehmen und die Zu-
sammenarbeit unterschiedli-
cher Fachbereiche. 

Rifat Büyükyorulmaz 
 
*imh (Institut Manfred 

Hämmerle) ist ein öster-
reichischer Anbieter von 
Fachseminaren und Konfe-
renzen zur beruflichen Wei-
terbildung.

Informationsfreiheit in der Praxis 
 
Informationsbegehren, Datenschutz und der Schutz von Geschäftsgeheimnissen standen im Mittelpunkt  

eines imh-Fachseminars. Behandelt wurden die Anforderungen des Informationsfreiheitsgesetzes, gerichtet 
an öffentliche Stellen und Unternehmen sowie deren Möglichkeiten, selbst Informationen abzufragen.

Das Informationsfreiheitsgesetz soll den Zugang zu staat -
lichen Informationen erleichtern und die Transparenz der  
Verwaltung stärken


